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Meldungen

Eingeschränkte Erreichbarkeit des Sozialreferats – OB Reiter: Keiner 
wird allein gelassen
(18.3.2020 – teilweise voraus) Zur Bekämpfung der Corona-Pandemie wer-
den alle Dienststellen und Beratungsangebote des Sozialreferats ab sofort 
nur noch telefonisch und per E-Mail erreichbar sein. Persönliche Vorspra-
chen finden nur noch in Notfällen statt. Die vorsorgliche Reduzierung von 
unmittelbaren persönlichen Kontakten steht derzeit an erster Stelle. Das 
Sozialreferat bittet deshalb um Verständnis für diese Maßnahmen.
Trotz der eingeschränkten Erreichbarkeit wird die soziale Notversorgung 
der Münchner Bevölkerung weiter sichergestellt sein. Die Tafeln, die Bahn-
hofsmission, Otto und Rosi, die Teestube komm, das Karla-Café, Schiller 25 
und das D3 bleiben weiterhin unter besonderen Gesundheitsvorkehrungen 
geöffnet.
Gänzlich geschlossen werden lediglich Nachbarschaftstreffs, Jugendhäuser 
und Jugendtreffs, Kleiderkammern und die Alten- und Servicezentren.
Der Besucherverkehr in den Alten- und Servicezentren wird komplett 
eingestellt. Ein zugehender Notbetrieb bleibt dennoch aufrecht erhalten. 
Dies gilt insbesondere für die Versorgung mit Lebensmitteln für die älteren 
Besucherinnen und Besucher, die sonst keine Möglichkeit zur Versorgung 
hätten. Für ältere Menschen, die sich selbst nicht ausreichend versorgen 
können, stehen zudem eine Reihe privater Initiativen zur Verfügung, die in 
diesem Fall, zum Beispiel durch die Erledigung von Einkäufen unterstützen 
können. Zu nennen wäre hier zum Beispiel der Verein „Münchner Freiwil-
lige – Wir helfen e.V.“ (Telefon 46132983; www.muenchner-freiwillige.de/
besorgungen).
Für Menschen, die dringenden Unterstützungsbedarf im sozialen Bereich 
haben, weil sie zum Beispiel in eine finanzielle Notlage geraten sind oder 
bisher keine Einkaufshilfe erhalten konnten, richtet das Sozialreferat eine 
eigene Telefonhotline über die Zentrale Vermittlungsstelle der Sozialbürger-
häuser ein (online bis Ende dieser Woche auf www.muenchen.de/sozialre-
ferat).
Hierüber können neben den Leistungsangeboten des Sozialreferats auch 
Kontakte zu ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern vermittelt werden. 
Sobald die Hotline zur Verfügung steht, wird das Sozialreferat gesondert 
informieren.
Oberbürgermeister Dieter Reiter: „In dieser außergewöhnlichen Situation, 
die uns alle vor große Herausforderungen stellt, ist es mir besonders wich-
tig, dass wir niemanden allein lassen. Das gilt natürlich ganz besonders für 
die schwächsten Mitglieder unserer Stadtgesellschaft. Das Sozialreferat 
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wird deshalb schnell und unbürokratisch Hilfen organisieren für all diejeni-
gen, die auf unsere Unterstützung ganz besonders angewiesen sind.“
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Keine Person wird in dieser außerge-
wöhnlichen Situation alleine gelassen. Besonders ältere Menschen sind 
jetzt besonders gefährdet, wenn sie sich mit dem Virus infizieren. Gesund-
heit steht deshalb an allererster Stelle und zwingt uns zu konsequenten 
Maßnahmen. Dennoch ist es unser besonderes Anliegen, alles nur Mögli-
che zu unternehmen, um die Versorgung älterer Menschen sicherzustellen. 
Mit der Telefonhotline können sich die Menschen in dringenden sozialen 
Notlagen an das Sozialreferat wenden und erhalten dort entsprechend 
Hilfe.“

Dienststellen des Direktoriums für Parteiverkehr geschlossen
(18.3.2020) Zur Bekämpfung der Corona-Pandemie sind alle Dienststellen 
und Beratungsangebote des Direktoriums ab sofort nur noch telefonisch, 
per E-Mail oder per Post erreichbar. Die Einrichtungen werden für den 
Parteiverkehr vorsorglich geschlossen. Persönliche Vorsprachen finden nur 
noch in Notfällen statt.
Betroffen sind Einrichtungen wie die Bürgerberatung des Oberbürger-
meisters (Telefon 233-92527, E-Mail buergerberatung.dir@muenchen.
de), das Statistische Auskunftsbüro (Telefon 233-82700, E-Mail stat.amt@
muenchen.de), die Gleichstellungsstelle für Frauen (Telefon 233-92465, 
E-Mail gst@muenchen.de), die Koordinierungsstelle zur Gleichstellung von 
LGBTI* (Telefon 233-25535, E-Mail kgl.dir@muenchen.de), das Stadtarchiv 
(E-Mail stadtarchiv@muenchen.de) und die Beschwerdestelle für Probleme 
in der Altenpflege (Telefon 233-96966, E-Mail staedtische_beschwerde-
stelle.altenpflege@muenchen.de). Auch die Stadt-Information im Rathaus 
(Telefon 222324, E-Mail stadtinformation@muenchen.de) hat ab sofort ge-
schlossen.
Die Sicherheit und Reduzierung von unmittelbaren persönlichen Kontakten 
stehen derzeit an erster Stelle. Das Direktorium der Stadt München bittet 
für die Maßnahme um Verständnis.
Weitere Informationen unter muenchen.de/direktorium.

Bevölkerungsbefragung zur Stadtentwicklung 2020 beschlossen
(18.3.2020) Der Stadtrat hat die Durchführung einer repräsentativen Befra-
gung der Münchner Bürgerinnen und Bürger zu verschiedenen Themen-
feldern im kommenden Herbst und Winter mittels eines externen Büros 
beschlossen. Es werden etwa 20.000 Bürger per Post kontaktiert, die 
ihren Hauptwohnsitz in München haben und über 18 Jahre alt sind. Die 
Personen werden aus dem Einwohnermelderegister der Stadt zufällig aus-
gewählt. 

http://muenchen.de/direktorium
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Die Stadtverwaltung und der Stadtrat benötigen fundierte Kenntnisse, um 
den vielfältigen Herausforderungen einer wachsenden Stadt und deren 
Einwohnerinnen und Einwohner gerecht zu werden. Weil diese nicht allein 
über die amtliche Statistik bereitgestellt werden können, führt die Lan-
deshauptstadt München seit 1992 regelmäßig Bevölkerungsbefragungen 
durch. Sie bekommt dadurch ein verlässliches Meinungsbild der Münch-
nerinnen und Münchner, das immer wieder eine wichtige Entscheidungs-
grundlage für das Handeln von Verwaltung und Politik ist.
Wie auch die Befragungen in den Vorjahren umfasst die Erhebung 2020 
verschiedene Themenfelder, wobei einige Fragen aus früheren Erhebun-
gen fortgeführt werden, um Entwicklungen und Trends aufzuzeigen. Die 
Befragung 2020 widmet sich folgenden Fragen: Lebensbedingungen und 
Lebensqualität in München und im Wohnquartier; Herausforderungen, 
Handlungsbedarfe und Prioritätensetzung bei kommunalen Ausgaben und 
Investitionen; Chancen und Herausforderungen im Zusammenhang von 
Prosperität und Wachstum; Einstellungen und Verhaltensweisen, unter 
anderem zu den Themen Wohnen und Bauen, Digitalisierung und Smart 
City, sozialer Zusammenhalt und Zusammenleben, Mobilität, Klimaschutz, 
Sicherheit, Energie und Ökologie sowie soziodemografische Merkmale. 
Wie schon 2016 wird die neue Befragung schriftlich erfolgen, mit der 
Möglichkeit zu einer Online-Teilnahme. Dadurch wird Vergleichbarkeit ge-
währleistet. Bei der Durchführung der Befragung wird das Datenschutz-
recht nach der Datenschutzgrundverordnung beachtet. Die Ergebnisse der 
vorhergehenden Befragung sind unter muenchen.de/befragung2016 zu 
finden.

Neue Ampel an der Einmündung Siegenburger Straße/Landaubogen
(18.3.2020) An der Einmündung der Siegenburger Straße in den Landau-
bogen ist ab heute eine neue Ampel in Betrieb. Damit ist das Ausfahren 
aus der Siegenburger Straße nun wieder in beide Richtungen möglich, 
der Mittlere Ring ist dadurch wieder direkt erreichbar. Hintergrund für das 
Rechtsfahrgebot der letzten Monate und die nun errichte Ampel war die 
anhaltende Unfallsituation bei der Ausfahrt aus der Siegenburger Straße. 
Die Unfallkommission, bestehend aus Vertretern des Kreisverwaltungs-
referats, des Baureferats und des Polizeipräsidiums München, hat in den 
vergangenen Jahren schon mehrere Maßnahmen umgesetzt, um die 
Verkehrssicherheit an dieser Stelle zu erhöhen. So wurde beispielsweise 
bereits im September 2016 eine Markierung aufgebracht, um den Linksab-
biegern aus der Siegenburger Straße eine Aufstellfläche in Kreuzungsmitte 
anzubieten. Trotz Rückgang der Verkehrsunfälle waren dennoch weitere 
Verkehrsunfälle zu verzeichnen. Die Unfallkommission hat daher zur Erhö-
hung der Verkehrssicherheit die Einrichtung einer Ampel beschlossen. Für 
die Übergangszeit bis zur Errichtung war ein Rechtsfahrgebot angeordnet.

http://muenchen.de/befragung2016
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 18. März 2020

Wie ist der Stand der Umsetzung bzgl. der gynäkologischen Sprech-
stunde für Mädchen und Frauen mit Mobilitätseinschränkungen am 
Klinikum Schwabing?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Katrin Habenschaden, Anna Ha-
nusch, Jutta Koller, Angelika Pilz-Strasser, Oswald Utz (Fraktion Die Grünen 
– Rosa Liste) vom 5.12.2019

Zwangsräumung eines 72-jährigen Mieters nach 30 Jahren Mietzeit 
durch die GWG?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Cetin Oraner und Brigitte Wolf (Die Linke) 
vom 9.12.2019
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Wie ist der Stand der Umsetzung bzgl. der gynäkologischen Sprech-
stunde für Mädchen und Frauen mit Mobilitätseinschränkungen am 
Klinikum Schwabing?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Katrin Habenschaden, Anna Ha-
nusch, Jutta Koller, Angelika Pilz-Strasser, Oswald Utz (Fraktion Die Grünen 
– Rosa Liste) vom 5.12.2019

Antwort Stephanie Jacobs, Referentin für Gesundheit und Umwelt: 

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:
„Die Vollversammlung vom 24.10.2018 hat die Installierung einer gynäko-
logischen Sprechstunde für Mädchen und Frauen mit Mobilitätseinschrän-
kung beschlossen und die Finanzierung sichergestellt (Eckdatenbeschluss 
Haushalt 2019 Nr. 3 vom 22.10.2018, Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 12080). 
Laut unseren Informationen hat aber bislang noch keine einzige dieser 
dringend benötigten Sprechstunden stattgefunden. Mittlerweile ist zu-
sätzlicher Handlungsbedarf entstanden, da laut unseren Informationen die 
einzige Praxis in angemessener Nähe, in Dachau, mittlerweile geschlossen 
ist.“

Zunächst möchte ich mich für die gewährte Fristverlängerung bedanken. 
Zu Ihrer Anfrage vom 5.12.2019 nimmt das Referat für Gesundheit und 
Umwelt im Auftrag des Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt 
Stellung:

Frage 1:
Welche Probleme gibt es bei der Installation dieser Sprechstunden?

Antwort:
Die Umsetzung der gynäkologischen Sprechstunde für Mädchen und 
Frauen mit Mobilitätseinschränkungen in der München Klinik, Standort 
Schwabing, ist ein Kooperationsprojekt zwischen dem Referat für Gesund-
heit und Umwelt, der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns (KVB) und 
der München Klinik (MüK). Die Zusammenarbeit wird über eine Koopera-
tionsvereinbarung geregelt. Es werden derzeit Details der notwendigen 
Verträge zur Überlassung der Räume der MüK und der Bereitstellung einer 
Pflegekraft abgestimmt.

Frage 2:
Wurde alles getan, um die beteiligten Institutionen zusammen zu bringen?



Rathaus Umschau
18.3.2020, Seite 7

Antwort:
Das Referat für Gesundheit und Umwelt, die KVB und die MüK stehen seit 
dem Stadtratsbeschluss im Oktober 2018 miteinander im intensiven Aus-
tausch. Zur Klärung der letzten offenen juristischen Fragestellungen fand 
zuletzt am 12.2.2020 eine Besprechung im Referat für Gesundheit und 
Umwelt statt, an der unter anderem auch die juristischen Vertretungen der 
genannten Institutionen teilgenommen haben.

Frage 3:
Welche nächsten Schritte sind geplant, um den Frauen und Mädchen mit  
Mobilitätseinschränkungen, die dringend auf ein solches Angebot angewie-
sen sind, dies schnellstmöglich zur Verfügung zu stellen?

Antwort:
Nach Fertigstellung der Kooperationsvereinbarung können die Gynäkolo-
ginnen/Gynäkologen ihre Bereitschaft, Sprechstunden für Mädchen und 
Frauen mit Mobilitätseinschränkungen anzubieten, erklären. Hierzu werden 
die niedergelassenen Gynäkologinnen/Gynäkologen in München zeitnah 
von der KVB informiert. Sobald alle formalen und technischen Vorausset-
zungen vorliegen, kann das spezielle Sprechstundenangebot starten.

Das Antwortschreiben wurde mit der KVB, der MüK, der Gleichstellungs-
stelle für Frauen und dem Behindertenbeirat abgestimmt. 

Die Gleichstellungsstelle für Frauen hat folgende Stellungnahme einge-
bracht: „Die Stadtratskommission zur Gleichstellung von Frauen hat bei 
dem Münchner Klinikum, der Stadtkämmerei und der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bayerns bereits im Dezember auf die Dringlichkeit der Umset-
zung dieses Versorgungsangebots hingewiesen und dazu aufgefordert, die 
vertraglichen Voraussetzungen zügig zu schaffen.“

Der Behindertenbeirat hat folgende Stellungnahme eingebracht: „Der FAK 
Frauen begrüßt die Anfrage zur gynäkologischen Ambulanz für mobilitäts-
eingeschränkte Frauen und Mädchen der Grünen/Rosa Liste sehr und hat 
auch die Antwort vom RGU zur Kenntnis genommen.
Die juristischen Unklarheiten müssen umgehend geklärt werden. Nach 
Schließung der gynäkologischen Ambulanz im Klinikum Dachau ist eine 
Versorgungslücke entstanden. Immer wieder bekommen wir Anfragen von 
Mädchen und Frauen mit Behinderung.
Außerdem wurde bereits vor einiger Zeit von der Einrichtung der Ambulanz 
in der Süddeutschen Zeitung berichtet, eine weitere Verschiebung der Er-
öffnung der Gynäkologischen Ambulanz stößt bei Münchner Bürgerinnen 
mit Behinderung auf viel Unmut und Unverständnis. Wir bitten deswegen 
dieses Thema mit höchster Priorität zu bearbeiten.“
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Zwangsräumung eines 72-jährigen Mieters nach 30 Jahren Mietzeit 
durch die GWG?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Cetin Oraner und Brigitte Wolf (Die Linke) 
vom 9.12.2019

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr.(I) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 9.12.2019 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende 
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird.

In Ihrer Anfrage führen Sie aus, dass ein 72-jähriger Mieter wegen eines 
zu groß gewachsenen Baumes nach 30 Jahren Mietzeit im Februar 2019 
zwangsgeräumt worden sei, ohne über eine Anschlussunterbringung zu 
verfügen. Mit dem Verlust der Wohnung seien der Tochter des Betroffenen 
zufolge alle Grundsicherungsleistungen eingestellt worden, wodurch auch 
die Krankenversicherung entfiel. Inzwischen sei der Betroffene verstorben.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass nähere Auskünfte oder Richtigstellun-
gen von getroffenen Annahmen in diesem Fall aus Datenschutzgründen 
leider nicht möglich sind.

Frage 1:
Was war der genaue Anlass für die Zwangsräumung aus der Gabelsberger-
straße? Ist es richtig, dass in diesem Fall keine Mietschulden vorlagen?

Antwort:
Auslöser für die Rechtsstreitigkeiten mit dem Mieter war ein Ahornbaum 
auf dem Balkon des Mieters. Der Baum ragte weit über das Hausdach hin-
aus und stellte eine Gefahr für die übrigen Mieterinnen und Mieter sowie 
Passanten dar. Die Wurzeln des Baumes beschädigten im Übrigen bereits 
massiv den Boden des Balkons. Aus diesem Grund forderte die GWG den 
Mieter im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht mehrfach zur Beseitigung 
des auf dem Balkon angepflanzten Großbaumes auf. 
Da eine Einwilligung zur Weitergabe der Daten nicht vorliegt, können aus 
Gründen des Datenschutzes zum weiteren Hergang keine Auskünfte erteilt 
werden.

Nachfolgend wird jedoch die generelle Praxis der GWG beschrieben: 
Bei Beschädigungen der Bausubstanz durch die Mieterschaft oder bei von 
der Nutzung der Mietsache ausgehenden Gefahren werden die betref-
fenden Mieter oder Mieterinnen mehrfach zur Beseitigung aufgefordert. 
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Eine Kündigung des Mietverhältnisses erfolgt nur, wenn Mieterinnen oder 
Mieter sich dauerhaft weigern, die Gefahr zu beseitigen. Eine Zwangsräu-
mung folgt nie automatisch nach einer Kündigung. Vielmehr erfolgt eine 
Zwangsräumung, die beim Vorliegen weiterer Gründe beantragt wird, aus-
schließlich durch Beschluss des zuständigen Gerichtes, ggfs. auch eines 
Berufungsgerichtes. Wenn gesundheitliche Einschränkungen der Mieter-
schaft vorliegen, werden diese berücksichtigt, so z.B. indem ein gerichtlich 
bestellter Arzt bestätigt, ob und wie ein Gerichtsvollzieher eine eventuelle 
Räumung durchführen kann. Erforderlichenfalls werden Sozialarbeiter und/
oder Ärzte im Verlauf hinzugezogen. Zudem wird regelmäßig die Fachstelle 
zur Vermeidung von Obdachlosigkeit der Landeshauptstadt München in ein 
solches Verfahren einbezogen. 
Diese Vorgehensweise wurde auch in diesem Fall eingehalten.

Frage 2:
Ist es korrekt, dass frühere Räumungstermine wegen ärztlicher Atteste 
über eine bestehende Herzerkrankung nicht vollzogen wurden? In diesen 
Attesten wird dringend vor psychischen und körperlichen Belastungen ge-
warnt, da diese lebensbedrohliche Folgen haben könnten.

Antwort:
Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. Weitergehende Auskünfte  
können aus Datenschutzgründen nicht erteilt werden.

Frage 3:
Wie kann es sein, dass sich niemand bei der GWG darum kümmerte, ob 
eine Anschlussunterbringung gesichert ist? Schließlich war es Winter und 
der Mieter schwer krank und kein junger Mann mehr.

Antwort:
Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. Zum konkreten Sachverhalt 
können aus Datenschutzgründen keine Angaben gemacht werden.
Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften sind jedoch immer bestrebt, 
Zwangsräumungen zu vermeiden und arbeiten daher eng mit den Fach-
stellen zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit des Sozialreferates (FAST) 
zusammen. Vor allen nicht vermeidbaren Räumungen wird zudem die Be-
zirkssozialarbeit informiert. Zusätzlich wird die FAST über den Gerichtsvoll-
zieher von der Festsetzung des Räumungstermins informiert. 

Frage 4:
Wurde die zuständige Bezirkssozialarbeit rechtzeitig von der bevorstehen-
den Zwangsräumung informiert und einbezogen?
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Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 3.
Bei Räumungsterminen sind grundsätzlich Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen 
der Aufsuchenden Sozialarbeit (ASA) vor Ort, so dass von Zwangsräumung 
betroffene Personen bei Bedarf im Rahmen des städtischen Unterkunfts-
systems untergebracht werden können.

Frage 5: 
Ist es rechtlich zulässig, dass bei Wohnungsverlust auf einmal keine Sozial-
behörde mehr für die Grundsicherung im Alter zuständig ist? Wie kann es 
vorkommen, dass eine Behörde die Zahlungen einstellt ohne den Fall der 
neu zuständigen Behörde zu melden?

Antwort:
Nach Verlust einer Wohnung muss zunächst abgeklärt werden, ob die/der 
Betroffene obdachlos wird oder ob sie/er z.B. zunächst bei Bekannten un-
terkommen kann. Besteht Obdachlosigkeit, wird in München das Amt für 
Wohnen und Migration für die Leistungsgewährung zuständig. Besteht bis 
auf weiteres eine sonstige Wohnmöglichkeit bei einer/einem Bekannten, 
wird das Sozialbürgerhaus zuständig, in dem die Wohnung der/des Be-
kannten liegt.
Ist nicht bekannt, ob sich die/der Betroffene in München aufhält, weil trotz 
Nachfragen keine entsprechenden Angaben gemacht werden, müssen die 
Leistungen wegen fehlender Mitwirkung entzogen werden.

Frage 6: 
Warum wurde das eingelagerte Hab und Gut Mitte Juni 2019 versteigert 
und der Rest „entsorgt“, obwohl der 72-Jährige mehrmals mitteilte, dass er 
schwer herzkrank war, und obwohl er Anfang Juni 2019 mitteilte, dass er 
zum 1. Juni eine neue Wohnung in Oberhaching beziehen werde.

Antwort:
Aus Datenschutzgründen können zum vorliegenden Einzelfall oder zur 
Richtigkeit der in der Frage getroffenen Annahmen keine Angaben ge-
macht werden.
Allgemein lässt sich ausführen:
Nach § 885 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) sichert der zuständige 
Gerichtsvollzieher/die zuständige Gerichtsvollzieherin im Rahmen der 
Zwangsräumung die persönliche Habe des Betroffenen. Sie wird dem 
Schuldner oder, wenn dieser abwesend ist, einem Bevollmächtigten des 
Schuldners, einem erwachsenen Familienangehörigen, einer in der Familie 
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beschäftigten Person oder einem erwachsenen ständigen Mitbewohner 
übergeben oder zur Verfügung gestellt.
Ist weder die von der Zwangsräumung betroffene Person noch eine der an-
deren berechtigten Personen anwesend, wird die persönliche Habe gemäß 
§ 885 Abs. 3 ZPO für die Dauer eines Monats eingelagert und kann durch 
den Zwangsgeräumten/die Zwangsgeräumte ausgelöst werden.  
Nach Ablauf der Einlagerungsfrist werden die eingelagerten Gegenstände 
versteigert oder entsorgt, wenn sie nicht vorher ausgelöst wurden. Ein 
eventueller Erlös aus der Versteigerung wird zugunsten des Gläubigers 
hinterlegt. Bewegliche Sachen, an deren Aufbewahrung offensichtlich kein 
Interesse besteht, sollen unverzüglich vernichtet werden.
Liegen Nachweise über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
vor, können die Kosten für eine Einlagerung im Rahmen der Gewährung 
von Leistungen nach dem SGB XII übernommen werden. 

Frage 7:
Warum wurde der schwer herzkranke Mann am 26.2.2019 bei der Barmer 
Ersatzkasse abgemeldet? Wer hat das veranlasst? Warum kümmerte sich 
niemand darum, dass er wieder irgendwo angemeldet wurde? Schließlich 
musste er regelmäßig lebensnotwendige Medikamente einnehmen?

Antwort:
Aus Datenschutzgründen können zum vorliegenden Einzelfall oder zur 
Richtigkeit der in der Frage getroffenen Annahmen keine Angaben ge-
macht werden.
Allgemein lässt sich ausführen:
Krankenhilfe nach § 48 Satz 2 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch – SGB XII 
– in Form einer Versorgung nach § 264 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch ist 
keine Krankenversicherung, sondern unmittelbar mit dem Bezug von lau-
fenden Leistungen nach dem SGB XII verbunden. Werden die laufenden 
Leistungen entzogen, z.B. wegen fehlender Mitwirkung, endet automa-
tisch auch die Krankenversorgung. 
Generell gilt: Wer weder einen festen Wohnsitz hat, noch eine Rente be-
zieht, kann trotzdem krankenversichert sein, z.B. nach dem Bezug von Ar-
beitslosengeld II. Der entsprechende Beitrag wird bei der Berechnung der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung als Bedarf berücksich-
tigt. Besteht keine Krankenversicherung, werden die Kosten für ambulante 
und stationäre Behandlungen wie oben dargestellt von der Landeshaupt-
stadt München übernommen. 

Abschließend verweisen wir auf § 78 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch, 
nachdem Dritte, denen Sozialdaten übermittelt worden sind, diese nur zu 
dem Zweck verarbeiten dürfen, zu dem sie ihnen übermittelt worden sind. 
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Errichtung einer Traglufthalle für die Feldmochinger  
Sportvereine 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Ulrike Grimm, Manuel Pretzl  
und Dorothea Wiepcke (CSU-Fraktion) 
 
Raum für Flüchtlings- und Obdachlosenhilfe Heimat- 
stern e.V. 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dr. Reinhold Babor, Alexandra  
Gaßmann, Nicola Mayerl, Richard Quaas, Johann Stadler,  
Frieder Vogelsgesang und Dorothea Wiepcke (CSU-Frak- 
tion) 
 
 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

Errichtung einer Traglufthalle für die Feldmochinger Sportvereine 

Der Stadtrat möge beschließen:

Die Landeshauptstadt München errichtet möglichst zeitnah eine Traglufthalle in 
unmittelbarer Nachbarschaft zur bestehenden Mehrzweckhalle an der Georg-Zech-Allee. 
Die notwendigen Gespräche mit den Grundstückseigentümern zum Abschluss eines 
Pachtvertrages werden umgehend aufgenommen. 

Begründung:

Seit die Schulpavillons an der Georg-Zech-Allee den Betrieb aufgenommen haben, hat 
sich die Nutzungssituation der Mehrzweckhalle extrem zugespitzt. In der bislang schon 
stark belegten Halle findet jetzt auch Schulsport statt. Deshalb sind die Nutzungszeiten für 
die Feldmochinger Vereine erheblich eingeschränkt. Die Vereine können ihre Aufgaben 
insbesondere im Breitensport und Jugendbereich nicht mehr erfüllen. 
Deshalb muss die Stadt umgehend handeln und eine Traglufthalle als weitere Sportstätte 
zur Verfügung stellen. 
Die betroffenen Eigentümer des benötigten Grundstücks haben den Vereinen gegenüber 
ihre Bereitschaft zur Verpachtung an die Landeshauptstadt München erklärt. 

Initiative:
Manuel Pretzl, Stadtrat Dorothea Wiepcke Ulrike Grimm
Fraktionsvorsitzender Stadträtin Stadträtin
2. Bürgermeister
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Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

Raum für Flüchtlings- und Obdachlosenhilfe Heimatstern e.V. 

Die Stadt Munchen unterstutzt Heimatstern e.V. bei der Suche nach einem neuen Standort
(40 – 50 qm) im Umfeld der Bayernkaserne oder des Euroindustrieparks. Sollten im 
Umfeld der Bayernkaserne keine Räumlichkeiten zu finden sein, unterstützt man den 
Verein bei einer neuen Standortsuche im Munchner Norden. Wichtig ist eine gute 
Erreichbarkeit mit dem OPNV. 

Begründung:

Der Heimatstern e.V. ist bisher auf dem Gelande der Bayernkaserne beheimatet und dort 
bereits einmal umgezogen. Die Nutzung der aktuellen Raume wurde nun aufgrund der 
fortschreitenden Bauarbeiten zu Ende Mai 2020 gekundigt. Die Suche nach neuen 
Raumen gestaltet sich sehr schwer. Der Verein ist ein wichtiger Anker für Obdachlose und 
Bedürftige im Münchner Norden und am bisherigen Standort bestens mit den 
Bewohnern/sozialen Institutionen des Viertels vernetzt und bei den Hilfesuchenden 
mittlerweile gut bekannt. Deshalb ist schnelle Hilfeleistung geboten. 

Initiative:
Dorothea Wiepcke Richard Quaas Alexandra Gaßmann
Stadträtin Stadtrat Stadträtin 

Frieder Vogelsgesang Nicola Mayerl Johann Stadler
Stadtrat Stadträtin Stadtrat 

Dr. Reinhold Babor
Stadtrat 

Seite 1 von 1
CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München

Tel. 233-92650, Fax: 233-92747 csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.com

Stadträtin Dorothea Wiepcke
Stadtrat Richard Quaas
Stadträtin Alexandra Gaßmann
Stadtrat Frieder Vogelsgesang
Stadträtin Nicola Mayerl
Stadtrat Johann Stadler
Stadtrat Dr. Reinhold Babor

ANTRAG

18.03.2020



 

  

Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen 
liegt jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

G
es

el
ls

ch
af

te
n

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Mittwoch, 18. März 2020 
 
 
Modernisierung des U-Bahnhofs Sendlinger Tor: 
U1/U2 am Wochenende in Innenstadt unterbrochen 
Pressemitteilung MVG 
 
GWG München schränkt Parteiverkehr ein 
Pressemitteilung GWG München 
 
Kunden des Jobcenter München können Anliegen  
telefonisch klären 
Pressemitteilung Jobcenter München 
 
 
 
 

 
 



          

 
Seite 1 von 2 

Herausgeber 
Stadtwerke München GmbH 
Pressestelle 
Telefon: +49 89 2361-5042 
E-Mail: presse@swm.de 
www.swm.de 
 
Redaktion 
Pressereferent Bereich MVG 
Matthias Korte 
Telefon: +49 89 2361-6042 
E-Mail: korte.matthias@swm.de 
www.mvg.de 

Modernisierung des U-Bahnhofs Sendlinger Tor: 
U1/U2 am Wochenende in Innenstadt unterbrochen 
 
Die Erneuerung und Erweiterung des U-Bahnhofs Sendlinger Tor geht voran 
– und bringt am kommenden Wochenende Einschränkungen im U-Bahnbe-
trieb mit sich. Vom 20. März bis 22. März sind davon die U-Bahnlinien U1, 
U2 und U8 betroffen. Der Abschnitt Hauptbahnhof – Kolumbusplatz kann 
während der Bauarbeiten nur eingleisig bedient werden. Dadurch ist die Ka-
pazität stark eingeschränkt. 
 
Durch die Bauarbeiten kommt es im Einzelnen zu folgenden Änderungen: 
 
Freitagabend früher im 20-Minuten-Takt 
Am Freitagabend beginnt der 20-Minuten-Takt früher als gewohnt, nämlich 
um ca. 22.30 Uhr. Fahrgäste werden gebeten, in dieser Zeit verstärkt auf die 
Zielanzeigen und Durchsagen zu achten, da die Züge an den Stationen 
Stiglmaierplatz, Hauptbahnhof, Sendlinger Tor und Fraunhoferstraße 
teilweise von anderen Gleisen abfahren als im Regelbetrieb. 
 
Samstag und Sonntag Unterbrechung im Zentrum 
Samstag und Sonntag ist die U2 am Hauptbahnhof unterbrochen. Die U1 
fährt nicht zwischen Hauptbahnhof und Kolumbusplatz. Das heißt: 
 

• Die U1 verkehrt im Norden zwischen Olympia-Einkaufszentrum und 
Hauptbahnhof im gewohnten 10-Minuten-Takt. Im Südteil fahren die 
Züge zwischen Kolumbusplatz und Mangfallplatz im 12-Minuten-
Takt. Die Verbindung zwischen Kolumbusplatz und Hauptbahnhof 
stellt die U2 her, die dort ebenfalls alle 12 Minuten verkehrt. 

• Auf der U2 wird im Nordteil zwischen Feldmoching und 
Hauptbahnhof der übliche 10-Minuten-Takt angeboten. Zwischen 

18.3.2020 



     

Seite 2 von 2 

Hauptbahnhof und Messestadt Ost ist wegen des langen eingleisigen 
Abschnittes nur ein 12-Minuten-Takt möglich. Am Hauptbahnhof ist zur 
Weiterfahrt in beiden Richtungen ein Umstieg erforderlich. Direkte 
Anschlüsse am Hauptbahnhof sowie zur U5 am Innsbrucker Ring können 
wegen der unterschiedlichen Taktintervalle nicht gewährleistet werden.  

 
Die Samstags-Verstärkerlinie U8 entfällt. 
 
Für Fahrten im Nachtverkehr zwischen ca. 1 Uhr und 4.30 Uhr empfiehlt die MVG 
ihren Fahrgästen, ihre gewohnte Verbindung anhand der elektronischen 
Auskunftsmedien zu überprüfen, da einzelne Anschlüsse nicht wie gewohnt erreicht 
werden können. Die MVG bittet Ihre Fahrgäste außerdem, mehr Zeit einzuplanen 
als üblich, auf geänderte Abfahrtsgleise zu achten und wegen der stark 
verminderten Kapazität der U1 und U2 wenn möglich andere Routen zu nutzen.  
 
Sonder-Tram U2 als Alternative 
Als zusätzliche Ausweichmöglichkeit wird eine Ersatz-Tramlinie eingerichtet, die als 
„U2“ beschildert wird. Die Züge der U2-Tram fahren am Samstag und am Sonntag 
von ca. 9 Uhr bis ca. 20 Uhr im 10-Minuten-Takt zwischen Wettersteinplatz und 
Stiglmaierplatz über Silberhornstraße, Fraunhoferstraße, Sendlinger Tor, Karlsplatz 
(Stachus) und Hauptbahnhof mit Halt an allen Zwischenhaltestellen. 
 
Die MVG informiert ihre Fahrgäste unter anderem mit Aushängen und Tickertexten 
an den dynamischen Anzeigern über die Einschränkungen. Informationen zu allen 
Betriebsänderungen gibt es auf www.mvg.de, in der App „MVG Fahrinfo München“ 
sowie an der MVG Hotline unter 0800 344 22 66 00 (gebührenfrei). 

http://www.mvg.de/
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GWG München schränkt Parteiverkehr ein 
 

Aufgrund des sich ausbreitenden COVID-19/Corona-Virus hat die GWG Städtische Woh-
nungsgesellschaft München mbH vom 16.03.2020 an, bis auf Weiteres ihre Hausverwal-
tungen und die Zentrale für den öffentlichen Parteiverkehr geschlossen.  
„Unsere erste Priorität ist es, die Gesundheit und das Wohlbefinden unserer Mieterin-
nen und Mieter sowie unserer Mitarbeitenden zu schützen und unseren Teil zur Ein-
dämmung der Verbreitung von COVID-19/Corona beizutragen“, erklärt Christian Am-
long, Sprecher der Geschäftsführung, diesen Schritt. 
 
Die Mitarbeitenden sind telefonisch und per E-Mail erreichbar. In den Schaukästen in 
allen Hauseingängen finden die Mieterinnen und Mieter Telefonnummern für den Not-
fall. 
 
Die GWG München 
Derzeit bewirtschaftet die GWG München mehr als 30.000 Mietwohnungen und 
rund 700 Gewerbeeinheiten. Seit über 100 Jahren bietet sie in der stetig wachsenden 
Stadt bezahlbaren Wohnraum für die Münchnerinnen und Münchner an. Darüber hin-
aus engagiert sich das Unternehmen in der Stadtteilentwicklung, realisiert Wohnformen 
für alle Lebensphasen und ist dem Klimaschutz verpflichtet. Im Mittelpunkt aller Aktivi-
täten steht immer die Wohn- und Lebensqualität der Kunden. 
 

Ansprechpartner 
Michael Schmitt 
T +49 89 55 114 212 
michael.schmitt@ 
gwg-muenchen.de 

 
Download unter 
gwg-muenchen.de/ 
presse 
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PRESSEMITTEILUNG 
 
 
 
16. März 2020 

Kunden des Jobcenter München können  
Anliegen telefonisch klären 
 
 
Um die Ausbreitung des Corona-Virus soweit es geht zu verhindern und Gefährdungen von 

Kundinnen und Kunden sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu vermeiden, hat sich die 

Geschäftsführung des Jobcenter München dazu entschieden, persönliche Beratungsgesprä-

che vorübergehend auf Notfälle zu beschränken. Der Gesundheitsschutz hat angesichts der 

steigenden Coronavirus-Fälle in München dabei höchste Priorität und so werden die Kundin-

nen und Kunden in nächster Zeit vorzugsweise telefonisch beraten. 

 

Für Neukunden und Antragsteller hat das Jobcenter München hierzu in jeder Sozialregion 

eine eigene Kundenhotline mit erweiterten Sprechzeiten eingerichtet. Von Montag bis Don-

nerstag in der Zeit von 8 bis 16 Uhr und freitags bis 12 Uhr wird ein spezialisiertes Team 

sämtliche Anfragen telefonisch bearbeiten und Kunden bei ihrem Neuantrag umfassend be-

raten.  

 

Kunden, die bereits Leistungen von Jobcenter München beziehen und einen Ansprechpart-

ner haben, werden gebeten, ihre Anliegen möglichst telefonisch zu klären und nur in absolu-

ten Notfällen einen persönlichen Besuch im Jobcenter vorzunehmen. Die Bearbeitung der 

Leistungsgewährung ist zu jeder Zeit sichergestellt. 

 

Gleichzeitig haben Kundinnen und Kunden des Jobcenter München die Möglichkeit, das On-

line-Angebot unter www.jobcenter.digital zu nutzen. Dort können etwa die Weiterbewilligung 

von Leistungen beantragt oder Veränderungen der Kundendaten über das Portal mitgeteilt 

werden. 
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Dringende Anliegen von Neukunden werden zunächst unter folgenden Rufnummern geklärt: 

 
Jobcenter im Sozialbürgerhaus Berg am Laim-Trudering-Riem:   089/45670-500 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Nord:      089/358934-333 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Giesing-Harlaching:    089/45670-555  

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Laim-Schwanthalerhöhe:    089/57958-333 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Mitte:      089/59995-555 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Neuhausen-Moosach:    089/143451-333 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Orleansplatz:     089/67972-333 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Pasing:     089/820863-333 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Süd:     089/74899-333 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Ramersdorf-Perlach:     089/589392-222 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Schwabing-Freimann:    089/35831-333 

Jobcenter im Sozialbürgerhaus Sendling-Westpark:     089/72498-333 

Jobcenter im Zentrum Wohnen und Integration:     089/666169-444 

Fachstelle für berufliche Wiedereingliederung:     089/693374-555 

 

Die Kundenhotline mit erweiterten Sprechzeiten schafft die Voraussetzungen, Fragen und 

Anliegen auch ohne persönlichen Kontakt zu klären. Damit leistet das Jobcenter München 

einen Beitrag zum Gesundheitsschutz und zum Eindämmen der Pandemie und stellt gleich-

zeitig die Zahlung von Geldleistungen in dieser schwierigen Lage sicher. 

 
Pressekontakt 
Frank Donner 
Pressesprecher 
 
Jobcenter München 
Mühldorfstr. 1 
81671 München 
Tel.: 089 – 69 33 74 404 
E-Mail: jobcenter-muenchen.presse@jobcenter-ge.de 
www.muenchen-jobcenter.de 
www.jobcenter.digital 
 

mailto:jobcenter-muenchen.presse@jobcenter-ge.de
http://www.muenchen-jobcenter.de/
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